
W ie haltet ihr es mit dem arbeits-
freien Sonntag, den der Handels-

verband Deutschland (HDE) und ande-
re Lobbyisten massiv angreifen? Dies 
wollte die Allianz für den freien Sonn-
tag im Vorfeld der Bundestagswahl von 
den dort aktuell vertretenen Parteien 
(ausgenommen AfD) wissen. 

Die Antworten auf einen Fragenka-
talog, den das Bündnis aus ver.di sowie 
katholischen und evangelischen Arbeit-
nehmer*innen-Organisationen übermit-
telt hatte, klaffen weit auseinander. So 
brachte die Fraktionsspitze der CDU/
CSU einen einzigen Satz zu Papier: »Wir 
bekennen uns zum Schutz der christli-
chen Feiertage ebenso wie zur Sonn-
tagsruhe.« Doch der Wahrheitsgehalt 

Der Einzelhandelsverband HDE hat 
jetzt ein »Leitbild für verantwortliches 
Handeln«. Unterzeichnet haben es die 
Spitzenmanager der Branche. Mit da-
bei sind auch tariflose Unternehmen 
wie Douglas und Globetrotter.
Schon das stellt die Ernsthaftigkeit des 
Leitbildes in Frage. »Wir investieren 
in unsere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter«, ist da 
zu lesen. Man 
wolle menschen- 
und werteorien-
tierte Geschäfts-
modelle gestal-
ten und setze auf 
faire Arbeitsbe-
dingungen. 
Millionen Menschen im Handel haben 
andere Erfahrungen. Es geht den mei-
sten Unternehmen um kurzfristigen 
Profit auf dem Rücken von Beschäf-
tigten, die ein hohes Risiko für Alters-
armut haben.
Der HDE hintertreibt seit Monaten 
eine Tariflösung. Und er wendet sich 
strikt dagegen, die gesetzlichen Vo-
raussetzungen für die Allgemeinver-
bindlichkeit von Tarifverträgen zu 
erleichtern. In einem 10-Punkte-Plan 
fordert er zudem von der Politik, die 
restlichen Sonntage in diesem Jahr für 
Verkäufe zu öffnen. Ohne jeden An-
lass, also völlig rechtswidrig! All dies 
wird als Engagement für eine  »intakte 
Sozialpartnerschaft«  angepriesen. 
Soviel Dreistigkeit hat massiven Pro-
test verdient!  ORHAN AKMAN
ver.di-Bundesfachgruppenleiter für den Einzel- und 
Versandhandel
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STREIKS GEGEN DIE BLOCKADEHALTUNG DER HANDELSUNTERNEHMEN

Es ist höchste Zeit
für bessere Tarife!

MOMENT MAL!
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Auf die Plätze, fertig, Streikwesten 
an – von diesem Motto haben sich 

seit Monaten Beschäftigte aus vielen 
bekannten Unternehmen des Einzel- 
und Versandhandels sowie des Groß- 
und Außenhandels leiten lassen. Zehn-
tausende legten trotz erschwerter Be-
dingungen in diesem zweiten Corona-
Jahr bereits die Arbeit nieder, um sich 
an ver.di-Streikkundgebungen in Innen-
städten und Demonstrationen zu Fir-
menniederlassungen oder örtlichen 
Verbandssitzen der Arbeitgeber zu 
beteiligen. Außer vielen Geschäften 
sind in dieser Tarifrunde bisher auch 
häufig große Auslieferungslager von 
Handelsketten bestreikt worden. 

Doch die Botschaft, nicht länger einen 
fairen Tarifabschluss zu hintertreiben, 
war bei Redaktionsschluss (9. Septem-
ber) noch nicht in den Unternehmer-
verbänden angekommen. Deshalb soll-
te der Druck mit neuen Arbeitskampf-
maßnahmen weiter erhöht werden, um 
die andere Seite möglichst bald von 
ihrer Blockadehaltung abzubringen. »Es 
ist höchste Zeit für bessere Tarife«, ist 
immer wieder auf Transparenten zu 
lesen. Ein weiteres dringendes Anlie-
gen von ver.di sind allgemeinverbind-
liche Tarifverträge zur Bekämpfung von 
Lohndumping, die ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Stefanie Nutzenberger 
am 2. September bei einem Symposium 

in Berlin bekräftigte (ausführlicher Be-
richt auf Seite 4).

In NRW, wo ver.di für beide Handels-
branchen u.a. 4,5 Prozent und 45 Euro 
mehr sowie 12,50 Mindeststundenlohn 
bei den Entgelten fordert, hat die Ta-
rifkommission Einzelhandel schon im 
Juli einen Lösungsvorschlag für die 
festgefahrene Situation vorgelegt. Die 
anderen Tarifregionen haben sich dem 
Vorschlag angeschlossen. Er sieht vor, 
dass Beschäftigte wählen können, ob 
die zukünftige Tariferhöhung für einen 
bestimmten Zeitraum in zusätzliche 
Freizeit (Urlaubstage) umgewandelt wird. 
Unternehmen, die Entlastungen bei den 
Kosten als notwendig geltend machen, 
würde dies entgegenkommen. Und die 
Beschäftigten hätten mehr Arbeits-
zeitsouveränität und weniger Gesund-
heitsbelastungen. 

Unternehmensverbände
haben sich verrechnet

Erste Reaktion der Unternehmens- 
verbände war Ablehnung, um dann in 
der nächsten Verhandlung diesen Vor-
schlag aufzugreifen und zu ihren Guns-
ten abzuwandeln: Sie boten eine  zwei- 
stufige Erhöhung von nur 2 Prozent und 

dieser Absichtserklärung aus dem ge-
meinsamen Wahlprogramm ist mehr als 
zweifelhaft. Schließlich ist es die 
NRW-Landesregierung unter dem Kanz-
lerkandidaten Armin Laschet, die seit 
über drei Jahren versucht hat, auch über 
ein neues Gesetz mehr verkaufsoffene 
Sonntage ohne zwingenden Sachgrund 
(z.B. ein großes Stadtfest) durchzuset-
zen. Und die dabei schon mehrfach von 
den Gerichten gestoppt wurde! Zuletzt 
als sie 2020 alle Adventssonntage frei-
geben wollte…

Auch die CSU attackiert jetzt den 
Sonntagsschutz: In ihrem eigenen Wahl-

I N H A LT
 GORILLAS AUF DEM WEG: Im 
Herbst werden Betriebsratswahlen 
 stattfinden, nachdem Beschäftigte des 
Lieferdienstes in Berlin vor kurzem einen 
Wahlvorstand gewählt haben. Seite 2

 LOHNRAUB: Bei Real kürzt der Ei-
gentümer SCP in einer neuen Entgelt-
ordnung die ver.di-Tarifentgelte will-
kürlich um 30 Prozent, nachdem das 
Bundesarbeitsgericht der Scheinge-
werkschaft DHV die Tariffähigkeit 
 abgesprochen hat. Seite 2
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programm fordert sie, den »Anlassbe-
zug« für Sonntagsöffnungen abzuschaf-
fen, um so unabhängig von prägenden 
Großveranstaltungen wie Märkten oder 
Messen die Geschäfte öffnen zu können. 
Dazu gesellt sich die FDP, die sich in 
ihrer Antwort an die Allianz für den 
freien Sonntag für mehr Verkaufssonn-
tage ausspricht. 

Vor der Stimmabgabe
genau hinschauen

Zusammen mit ver.di haben die Ka-
tholische Arbeitnehmerbewegung (KAB) 

Schon mehrfach in dieser Tarifrunde ist der Dortmunder Friedensplatz Schauplatz von großen ver.di-Streikkundgebungen
in Nordrhein-Westfalen gewesen FOTO: DIETRICH HACKENBERG

Fortsetzung auf Seite 2, Spalte 1

und der Evangelische Ver-
band Kirche Wirtschaft 
Arbeitswelt (KWA) 
deshalb noch vor der 
Wahl vor einem neu-
en Angriff auf den 
im Grundgesetz 
garantierten Schutz 
des arbeitsfreien 
Sonntags gewarnt. 
»Über 5,1 Millionen 
Handelsbeschäftigte 
werden genau hinschau-
en, welche Positionen die 
Parteien bei dieser für sie zentralen 

Frage vertreten«, so Orhan Akman, für 
den Einzel- und Versandhandel zustän-

diger Bundesfachgruppenlei-
ter bei ver.di.  

Eine von Arbeitge-
berverbänden, ein-

zelnen Konzer-
nen, der FDP und 
anderen Orga-
nisationen ge-
forderte Grund-
gesetzänderung 

hat für die SPD 
die Bundestagsab-

geordnete Gabriele 
Hiller-Ohm abgelehnt. 

»Wie haltet ihr es mit dem Sonntagsschutz?«
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Kundgebung in Eching (Bayern) FOTO: HUBERT THIERMEYER 
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Onlinehandels und der Logistik vorge-
sehen. So wird für den E-Commerce 
ein eigenes Lager eingerichtet, was auch 
die Beschäftigten in den Filialen von 
der Abwicklung der Bestellungen aus 
dem Internet entlasten soll. 

Bei den Warenhäusern – demnächst 
nur noch »Galeria« – werden drei Ka-
tegorien unterschieden, deren Ange-
bote und Services ganz genau auf den 
lokalen Standort ausgerichtet werden 
sollen: Weltstadthaus, regionaler  Magnet 
und lokales Forum. Als Pilotfilialen   
 werden am 27. Oktober die Häuser in 
Frankfurt an der Hauptwache, Kassel 
und Kleve vorgestellt.

Der Schlüssel zum Erfolg: 
Nur mit den Beschäftigten

»Wir sehen viele richtige Schritte«, 
so Orhan Akman, bei ver.di für den 
Einzel- und Versandhandel zuständiger 
Bundesfachgruppenleiter. »Es ist wich-
tig, dass in die Filialen und den On-
line-Handel investiert wird. Den Weg 
wollen wir kritisch begleiten.« Aus-
schlaggebend werde es sein, die Stärken 
und Vorteile des stationären Handels 
gut mit denen des Onlinehandels zu 
verzahnen. »Der Schlüssel zum Erfolg 
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Das Warenhaus-Unternehmen Ga-
leria Karstadt Kaufhof will sich im 

Oktober mit dem Konzept »Galeria 2.0« 
neu aufstellen, wie Konzernchef Mül-
lenbach bekanntgegeben hat. Bei der 
geplanten Neuausrichtung werden be-
reits einige Anregungen und Kritik-
punkte aus der Belegschaft und von  
ver.di berücksichtigt. Gut angelaufen 
ist unterdessen die digitale Beschäf-
tigtenbefragung, die wegen des Lock-
downs zweimal verschoben werden 
musste und jetzt Ende August startete. 

In einem Interview hat Miguel Mül-
lenbach für die nächsten Jahre rund 600 
Millionen Euro Investitionen angekün-
digt, von denen rund 400 Millionen in 
die Modernisierung der 131 Warenhäu-
ser fließen sollen. Bis zu 60 Häuser 
sollen komplett umgebaut werden, die 
übrigen bekommen einen Teilumbau. 
Verkaufsflächen sollen für Servicean-
gebote umgewidmet werden, z.B. für 
städtische Bürgerdienste, E-Bike-Stati-
onen, Ladesäulen für Elektroautos oder 
Paketschalter. Das Ganze wird nach 
Angaben Müllenbachs mit einer eigenen 
City-App vernetzt, über die sich u.a. 
Dienstleistungen auch von Warenhaus- 
partnern buchen lassen. Etwa 200 Mil-
lionen Euro sind für den Ausbau des 
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 SCHUTZABKOMMEN: Mehr als 
100 globale Marken und Händler 
 haben den neuen »Internationalen 
Vertrag für Gesundheit und Sicherheit 
in der Bekleidungs- und Textilindu-
strie« seit seinem Start am 1. Septem-
ber bisher unterzeichnet. Der Vertrag 
wurde von den Gewerkschaftsver- 
bänden UNI Global und IndustriALL 
mit Modekonzernen ausgehandelt 
und trat mit dem Auslaufen des 
»Bangladesch-Abkommens für Brand-
schutz und Gebäudesicherheit« in 
Kraft. Zu den Unterzeichnern zählen 
H&M,   Inditex (Zara), Uniqlo, Primark 
und C&A sowie Calvin Klein, Tommy 
Hilfiger, American Eagle. Sie ver-
pflichten sich u.a. zur Koalitionsfrei-
heit in  Gewerkschaften sowie zu der 
bereits in Bangladesch durchge-
führten Arbeit und zum Ausbau spe-
zifischer Gesundheits- und Sicher-
heitsprogramme in mindestens einem 
anderen Herstellerland.

 INTERNATIONALE KONFERENZ: 
Am 16. und 17. Februar 2022 führt 
der ver.di-Bundesfachbereich Han- 
del in Kooperation mit dem tie-Netz-
werk, der Friedrich-Ebert-Stiftung 
und der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
seine 2. Internationale Konferenz 
durch. Sie findet unter dem Motto 
»International – Solidarisch – Stark: 
Gewerkschaftliche Arbeit entlang der 
Wertschöpfungs- und Lieferketten« 
in Berlin statt. Es können 140 Personen 
teilnehmen. Geplant sind Podiums-
diskussionen, die auch via Livestream 
übertragen werden – u.a. zur Digita-
lisierung und zum Lieferkettengesetz 
– sowie Workshops.

Auch wenn das Bundeskartellamt 
bereits die Übernahme von 114 

Real-SB-Warenhäusern durch Kaufland 
genehmigt hat und zudem Edeka, Glo-
bus und weitere Handelsunternehmen 
Zusagen haben, betreibt der Real-Ei-
gentümer SCP derzeit immer noch rund 
210 der ursprünglich 276 Märkte.

Vor dem Übergang sind offenbar viele 
Details zu klären. Insbesondere mit den 
vielen unterschiedlichen Immobilien-
Eigentümern stehe SCP noch in Ver-
handlungen, so ein Bericht auf lebens-
mittelzeitung.net. Für mehrere Standorte 
bestehen zudem Genehmigungen für 
zwei Interessenten.

Insofern stehen die Beschäftigten und 
ihre Betriebsräte derzeit mit einer langen 
Liste offener Fragen da. »Wir unterstüt-
zen die Kolleg*innen bei der Klärung 
dieser Fragen, etwa nach Übernahme 
des Vertrages beim Betriebsübergang, 
nach Entgelt und Arbeitsbedingungen«, 
sagt Dursun Kapusuz, in der Bundes-
fachgruppe Einzelhandel für Real zu-
ständiger ver.di-Sekretär. Entsprechende 
Fragenkataloge haben die Betriebsräte 
der SB-Warenhauskette erhalten.

Erhebliche Kritik gibt es derzeit vor 
allem an SCP: Nachdem der DHV, einer 

L ieferdienste boomen nicht erst seit 
der Corona-Pandemie. Die hat aller-

dings der Branche weiteren Schwung 
gebracht. Seit 2020 gibt es in mehreren 
Großstädten das Lieferunternehmen 
»Gorillas«, in dem zumeist junge Be-
schäftigte, die »Rider«, per Rad inner-
halb von zehn Minuten Bier, Chips und 
vieles mehr zur Kundschaft bringt, die 
sich damit den Gang zum Kiosk oder 
Supermarkt um die Ecke spart.

Wie so oft in der Lieferbranche ver-
dienen die Fahrer wie auch die »Picker«, 
die die Lieferungen zusammenstellen, 
eher schlecht und arbeiten unter harten 
Bedingungen. Anders als in der Branche 
sonst üblich, haben sich allerdings viele 
Gorillas-Beschäftigte schnell organisiert 

und ihren Unmut über schlechte Trans-
portbehälter sowie selbst zu stellende 
Handys und Räder bei mehreren Protest-
aktionen artikuliert. 

Im Herbst wählen
die Beschäftigten

Inzwischen hat sich bereits einiges 
verbessert und es gibt einen Wahlvor-
stand, der im Herbst Betriebsratswahlen 
abhalten will. Nach einer Stellungnah-
me vom 15. Juli will die Gorillas-Ge-
schäftsleitung das Vorhaben »uneinge-
schränkt unterstützen« – auch mit 
Räumen und Materialien.

»Jetzt muss das Management auch 
Taten folgen lassen«, erklärte Maren 

arbeitgebernahen Scheingewerkschaft, 
im Juni vom Bundesarbeitsgericht die 
Tariffähigkeit abgesprochen worden 
war, musste eine neue Entgeltordnung 
bei Real geschaffen werden. Vorbesit-
zer Metro hatte für neueingestellte 
Kolleg*innen einen mit der DHV abge-
schlossenen Tarifvertrag angewendet, 
der Gehälter von rund 30 Prozent un-
ter denen der ver.di-Flächentarifverträ-
ge vorsah. Konkret bedeutet das etwa 
in NRW für eine Kassiererin in Vollzeit, 

liegt vor allem darin, die Beschäftigten 
einzubeziehen, ihr hervorragendes 
 Fachwissen und ihre Kenntnis der Kun-
denbedürfnisse zu berücksichtigen und 
die Möglichkeiten zur Beratung auszu-
bauen.« 

Von der bundesweiten anonymen 
Beschäftigtenbefragung, die das Unter-
nehmen und ver.di im »Tarifvertrag 
Gute und Gesunde Arbeit/Beteiligung 
Zukunftskonzept« vereinbart haben und 
die vom Gesamtbetriebsrat stark un-
terstützt wird, sind weitere neue Im-
pulse zu erwarten. Die Kolleginnen und 
Kollegen haben die Möglichkeit »am 
Zukunftskonzept sowie an guten und 
gesunden Arbeitsbedingungen mitzu-

wirken«, wie es in einer gemeinsamen 
Information von Galeria Karstadt Kauf-
hof, der Gewerkschaft ver.di und der 
ebenfalls beteiligten Gesellschaft für 
Gute Arbeit heißt.

Auch nach der Befragung wird die 
Beteiligung der Beschäftigten weiter-
gehen, wie im Tarifvertrag festgelegt 
ist. Ein von der Unternehmensleitung 
und den Beschäftigtenvertretern besetz-
ter Expert*innen- und Zukunftskreis 
wird regelmäßig tagen und Problemlö-
sungen beraten. Und es wird Workshops 
und digitale Feedbacks geben (ausführ-
licher Bericht zu den Befragungsergeb-
nissen in der nächsten Ausgabe).

A N D R E A S  H A M A N N

die nach dem Dumpingtarifvertrag ent-
lohnt wird, rund 800 Euro weniger 
monatlich als nach ver.di-Flächentarif-
vertrag.

DHV nicht tariffähig –  
und jetzt 30 Prozent weniger? 

Doch SCP erkannte zwar an, dass der 
mit der DHV abgeschlossene Vertrag 
unwirksam ist und legte für die Ent-
geltordnung bei Real den ver.di-Tarif-

Neustart für die 
Galeria-Warenhäuser

vertrag von 2018 zugrunde – jedoch 
mit einer pauschalen Kürzung der Ent-
gelte von dreißig Prozent! Die Einfüh-
rung einer Entgeltordnung unterliegt 
der Mitbestimmung der örtlichen Be-
triebsräte. Über die Entgelthöhe haben 
sie jedoch kein Mitbestimmungsrecht.

»Doch mit einer Pauschalkürzung 
gerieten die unteren Entgeltgruppen 
unter Mindestlohnniveau. Und das ist 
nicht zulässig«, sagt Heino-Georg Kass-
ler vom Fachbereich Handel im ver.di-
Landesbezirk NRW. Um dieses zu um-
gehen, arbeitet SCP mit Zulagen. Nun 
muss dieses Verfahren noch rechtlich 
geprüft werden. Ein Ergebnis, so der 
Gewerkschafter, stehe noch aus.

Immerhin existiere ein vom Gesamt-
betriebsrat ausgehandelter Rahmenso-
zialplan, so dass bei Schließungen von 
Real-Standorten die identischen Bedin-
gungen bei Abfindungen und sonstigen 
Regeln des Interessenausgleichs für 
alle Betroffenen gelten. Klar sei außer-
dem, dass zum 30. Juni 2022 alle Fili-
alen entweder an die neuen Betreiber 
übergegangen oder geschlossen sein 
müssen. Das Intermezzo des Betriebes 
von Real-Häusern durch SCP geht spä-
testens dann zu Ende.  G G
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Ulbrich, Gewerkschaftssekretärin aus 
dem ver.di-Bundesfachbereich Handel, 
dazu auf ver.di-online. Bei Gorillas 
müssten sich die demokratischen Mit-
bestimmungsstrukturen nun entwickeln. 
»Wir helfen bei der Vorbereitung und 
wollen nach der Wahl mit dem Betriebs-
rat gemeinsam arbeiten, um – auch in 
Kooperation mit der Geschäftsleitung 
– möglichst viel Gutes für die Beschäf-
tigten zu erreichen«, betont Daniel 
Nikolovic, der zusammen mit Maren 
Ulbrich bei ver.di für die Gorillas-
Kolleg*innen zuständig ist. »Solidarisch 
und gewerkschaftlich organisiert in  
ver.di können Rider und Picker wie  
auch die Verwaltungsbeschäftigten viel 
bewegen.« 

Viele der hart für Gorillas arbeiten-
den Beschäftigten setzen darauf, dass 
sie ihre Arbeits- und Einkommensbe-
dingungen deutlich verbessern  können. 
 G U D R U N  G I E S E

Tarifaktion in Nürnberg FOTO: HUBERT THIERMEYER 

Kritik an Pauschalkürzung

 FOTO: IMAGO

 FOTO: CHR. V. POLENTZ/TRANSIT
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Gorillas in Berlin auf dem 
Weg zum Betriebsrat

1,8 Prozent an, wobei die Unternehmen 
komplett allein entscheiden sollen, ob 
sie die erste Stufe durch Gewährung von 
Urlaub um acht Monate bis ins Jahr 2022 
hinauszögern können. »Das Wahlrecht 
und damit die Interessen der Beschäf-
tigten bleiben außen vor«, kritisierte 
ver.di-Verhandlungsführerin Silke Zim-
mer dieses völlig inakzeptable Angebot. 

Für den 9. September hatte ver.di in 
Nordrhein-Westfalen zu landesweiten 
Streiks in beiden Handelsbranchen und 
einer Kundgebung in Dortmund auf-
gerufen. »Die Beschäftigten sind stink-
sauer«, so Silke Zimmer, nachdem die 
Arbeitgeber zu Monatsbeginn nur mit 
ihrem minimal verbesserten Angebot 
in die bereits fünfte Verhandlung für 
den Einzelhandel gekommen waren.

Viele Streiks auch bei
tarifflüchtigen Unternehmen 

In Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen informierte ver.di über geplante 
neue Arbeitsniederlegungen in der ers-
ten Septemberhälfte. Auch dort und in 
vielen anderen Landesteilen ist die Ab-
sicht der Arbeitgeberverbände, durch 
eine Empfehlung für freiwillige Vorweg- 
anhebungen (2 Prozent für dieses Jahr 
nach mehreren Nullmonaten) die Streik-
bereitschaft zu brechen, nicht aufge-
gangen (siehe auch Seite 3).

Immer wieder haben in den letzten 
Monaten auch Beschäftigte von tarif- 
flüchtigen bzw. tariflosen Unternehmen 
wie Amazon, Douglas, Smyths Toys, 
Thalia, Porta Möbel Logistik und Bofrost 
die Arbeit niedergelegt. In einer aktu-
ellen Videobotschaft an die Amazon-Be-
schäftigten hat ver.di-Bundesfachgrup-
penleiter Orhan Akman für den Herbst 
weitere Streiks angekündigt: »Wir 
werden so lange weiterstreiken, bis sich 
Amazon mit uns an einen Tisch setzt 
und einen Tarifvertrag unterzeichnet!«

 A N D R E A S  H A M A N N

ver.di
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tungen honoriert. Hätten nun ausge-
rechnet diese Beschäftigten in der 
Corona-Pandemie weniger geleistet, so 
dass eine verdeckte Lohnkürzung ge-
rechtfertigt sei? Die Kolleg*innen soll-
ten durch weitere rege Streikbeteiligung 
zeigen, was sie von »freiwilligen Erhö-
hungen« halten.

Außergewöhnlicher Einsatz
muss entlohnt werden

Ende August wurden in Berlin-Bran-
denburg die GAH-Warnstreiks im ver.di- 
Landesbezirk Berlin-Brandenburg inten-
siviert. Arbeitskampfaktionen gab es vor 
allem vor Betrieben der Pharmagroß-
händler Phoenix, Alliance Healthcare 
Deutschland und Sanacorp sowie an vier 
Bofrost-Standorten in Brandenburg. 

dann nicht freiwillig, sondern einklag-
bar und zwingend. So kann die Metro 
diese Zusage jederzeit widerrufen. Me-
tro geht also jetzt den Weg der Guts-
herrenart und will die Streikbewegung 
dadurch beenden.«

Andere Unternehmen zogen nach, 
wobei die zweiprozentige Erhöhung 
jeweils zum 1. November bzw. 1. De-
zember fällig werden soll, »obwohl die 
Tarifverträge zum 30. März oder 30. 
April gekündigt wurden«, so Manfred 
Wirsch. Da stelle sich die Frage, wo die 
Erhöhungen für die zurückliegenden 
sieben Monate blieben. Besonders em-
pörend sei das Ansinnen von Metro 
Deutschland, die zweiprozentige Ent-
gelterhöhung mit übertariflichen Zah-
lungen zu verrechnen. Mit übertarifli-
chem Entgelt würden besondere Leis-
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Im Groß- und Außenhandel (GAH) lie-
fen die Geschäfte während der Coro-

na-Pandemie überwiegend hervorra-
gend. Doch auch hier wollen die Arbeit-
geber in der laufenden Tarifrunde so 
wenig wie möglich von den Gewinnen 
an die abgeben, die sie erwirtschaftet 
haben: die Beschäftigten. Die reagieren 
seit mehreren Monaten mit Streikakti-
onen, so in NRW, Bayern, Sachsen und 
anderen Bundesländern.

In den ver.di-Landesbezirken stagnier-
ten im Juli und August die Verhandlun-
gen. Die Arbeitgeberverbände empfah-
len ihren tarifgebundenen Mitgliedsun-
ternehmen stattdessen, zum 1. Dezem-
ber die Entgelte »freiwillig« um zwei 
Prozent anzuheben. Freilich könnten sie 
selbst entscheiden, auch schon früher 
zu erhöhen. »Dies konnten sie schon 

immer«, hieß es dazu kurz und trocken 
in einem Informationsflyer von ver.di in 
Nordrhein-Westfalen. 

Nein zum Tarifdiktat
nach Gutsherrenart

Der Arbeitgeberverband NRW folgte 
mit dem Angebot der »freiwilligen Er-
höhung« einem allgemeinen Trend der 
diesjährigen Tarifrunden im Handel. So 
hatte im Juli auch die Metro Deutschland 
eine entsprechende Offerte präsentiert. 
Manfred Wirsch, Leiter der ver.di-Bun-
desfachgruppe GAH, kritisierte das mit 
deutlichen Worten: Diese freiwillige 
Erhöhung bedeute keine Wertschätzung, 
sondern sei ein Tarifdiktat. »Tariferhö-
hungen werden durch ver.di mit dem 
Arbeitgeberverband verhandelt und sind 

Wo bleibt die Wertschätzung?

KURZ & KNAPP

 METRO WÄCHST: Nach Zukäufen 
in Portugal, Spanien und Frankreich 
übernimmt der Metro-Konzern in 
Österreich von der Rewe Group deren 
Großhandels-Tochter AGM mit 9 
 Märkten. Dazu gehören auch das 
Belieferungsgeschäft und die Firmen-
zentrale in Salzburg. Die Akquisition 
muss noch von den Kartellbehörden 
abgesegnet werden, das Metro-Ma-
nagement rechnet damit in den näch-
sten Monaten. Insgesamt gehe der 
Konzern gestärkt aus der Pandemie 
hervor, sagte Steffen Greubel, Vor-
standsvorsitzender der Metro AG. Das 
Unternehmen gewinne weiterhin 
organisch Marktanteile.

T A R I F R U N D E  I M  G R O S S -  U N D  A U S S E N H A N D E L

B R - V O R S I T Z E N D E R
M I C H A E L  O B E R H O F F

Z U M  TA R I FA B S C H L U S S 
B E I  N AT U R K O S T 
E L K E R S H A U S E N

Ihr habt im Juli beim Naturkostgroß-
händler Elkershausen in Göttingen 
einen Entgelttarifvertrag abge-
schlossen. Was habt ihr herausge-
holt?

Es gibt 130 Euro monatlich mehr für 
die rund 180 Beschäftigten, die Aus-
zubildenden 60 Euro rückwirkend zum  
1. Juni. Damit liegen wir im Durchschnitt 
bei einer Entgelterhöhung zwischen fünf 
und sechs Prozent. 

Außerdem haben wir – wie seit 2009 
regelmäßig in den Tarifverhandlungen 
bei Elkershausen – eine Laufzeit von 
zwölf Monaten vereinbart, so dass im 
kommenden April bereits die nächste 
Entgeltrunde beginnen wird.

NACH
GEFRAGT

Stolz auf den ersten
bundesweiten Abschluss

Das zum 1. November 2020 vollzo-
gene Joint Venture zwischen den 

Pharmagroßhändlern Alliance Health-
care Deutschland (AHD) und Gehe zieht 
Standortschließungen und Personalab-
bau nach sich. Am 6. und 7. September 
fanden nun die ersten Verhandlungen 
über einen Sozialplan und Interessen-
ausgleich für die Beschäftigten in noch 
sechs betroffenen AHD-Niederlas-
sungen statt.

»Inzwischen zeichnet sich ab, dass 
die Schließungen sich hinziehen werden, 
denn viele Apothekerkunden wechseln 
nicht ohne weiteres zu Gehe«, sagt 
Siegmar Roder von ver.di. »Die Betriebs-
räte an den von Schließung betroffenen 
AHD-Standorten hatten von Anfang an 
vor solchen Problemen gewarnt. Tat-
sächlich hat AHD durch das ungeschick-
te Agieren zu Beginn des Joint Ventures 

B E M Ü H U N G E N  U M  B E S C H Ä F T I G U N G S S I C H E R U N G  N A C H  J O I N T  V E N T U R E  V O N  A H D / G E H E 

ein Prozent Marktanteil eingebüßt.« 
Angesichts eines Gesamtmarktes im 
Pharmagroßhandel von 30 Milliarden 
Euro bedeute ein Prozent keinen Pap-
penstiel. Inzwischen sei AHD vorsichti-
ger geworden.

Nächste Runde findet am
6. und 7. Oktober statt

Zum Bedauern von ver.di und dem 
Gesamtbetriebsrat haben in der Zwi-
schenzeit die Betriebsräte an drei der 
ursprünglich neun von Schließung be-
troffenen Niederlassungen separat über 
einen Sozialplan und Interessenausgleich 
verhandelt und Vereinbarungen abge-
schlossen. »Kein Vorbild oder Orientie-
rungshilfe kann der Abschluss unserer 
Niederlassung Leipzig sein«, stellte 
anschließend der GBR in einem Schrei-

ben an die verbliebenen Kolleg*innen 
fest. Die Beschäftigten dort hätten sich 
sogar mit Konditionen unterhalb des 
von der AHD offerierten Freiwilligen-
programms zufriedengegeben. Der GBR 
gehe davon aus, in einer Gesamtver-
einbarung nicht nur diese, sondern auch 
die an den Schließstandorten Saarbrü-
cken und Itzehoe ausgehandelten Be-
dingungen deutlich zu übertreffen. Die 
drei Niederlassungen, die sich separat 
mit dem Arbeitgeber geeinigt haben, 
werden alle noch in diesem Jahr ge-
schlossen.

Bei den übrigen sechs Standorten, die 
AHD schließen wird, möchten der GBR 
und ver.di nicht nur möglichst gute Ab-
findungen und weitere Sozialplanregeln 
vereinbaren, sondern auch eine vertrag-
liche Pflicht auf Beschäftigungsanspruch 
für Kolleg*innen aus den Schließnieder-

Möglichst viel aushandeln

lassungen, wenn die sich auf entspre-
chende freie Stellen bewerben. Das 
»Kontrahierungszwang« genannte In-
strument wurde in der Vergangenheit 
bereits erfolgreich bei Standortschlie-
ßungen der Metro Logistics angewendet. 

Aktionstag im Berliner und Brandenburger Großhandel FOTO: CHR. V. POLENTZ/TRANSIT

Siegmar Roder: »Auf diese Weise kön-
nen wir Beschäftigung sichern und vie-
len Kolleg*innen eine Perspektive bie-
ten.« Die Parteien beschlossen, sich am 
6. und 7. Oktober zur nächsten Runde 
zusammenzusetzen.  G G

Mit vielen Tarifaktionen (links Frankfurt/Main, rechts Bochum) machen die Beschäftigten Druck für ihre Forderungen FOTOS: KATJA DEUSSER, DIETRICH HACKENBERG

Gute Nachrichten für die Beschäf-
tigten in den Kraftfuttermittelwer-

ken von Agravis: In insgesamt drei 
Verhandlungsrunden einigten sich  
ver.di und die Arbeitgeberseite darauf, 
den sehr guten Haustarifvertrag wei-
terbestehen zu lassen. Damit bleiben 
die Eingruppierungen wie sie sind und 
der Vertrag ist auch die Grundlage bei 
Neueinstellungen.

Entgelterhöhungen gibt es rückwir-
kend zum 1. August im Umfang der in 
Nordrhein-Westfalen von ver.di für den 
Groß- und Außenhandel (GAH) ausge-
handelten Tariferhöhungen auf das 
individuelle Gehalt drauf. Außerdem 
bekommen alle Agravis-Beschäftigten 

im August eine Einmalzahlung in Höhe 
von 470 Euro, die Auszubildenden von 
180 Euro. Der Tarifvertrag läuft bis ein-
schließlich 2025.

Auch der Haus-Manteltarifvertrag bleibt 
in Kraft. Damit erhalten alle Beschäftig-
ten weiterhin ein volles 13. Monatsgehalt 
und höhere Zuschläge sowohl für Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsarbeit als auch für 
Mehrarbeit und Überstunden. Stefan 
Kraft, der für die ver.di-Bundesfachgrup-
pe GAH die Verhandlungen führte, ist 
mit dem Ergebnis zufrieden. »Die Kolle-
ginnen und Kollegen haben mit dem 
Haustarifvertrag einen sehr guten Tarif-
abschluss, der erfreulicherweise auch für 
neu Eingestellte gilt.«  G G

A G R A V I S

Vorzeigbarer Tarifabschluss 
Wie kam es zu diesem sehr guten 
Abschluss?

Wir haben in den zurückliegenden 
Jahren eigentlich immer recht zügig und 
produktiv verhandelt und abgeschlossen. 
Diesmal war auch der Geschäftsleitung 
klar, dass die Kolleginnen und Kollegen 
gerade während der Corona-Pandemie 
besonders viel geschuftet haben. 

Das, was in dieser Zeit an Mehrumsatz 
in die Kassen kam, sollte nun auch an 
die Belegschaft verteilt werden. Wir sind 
stolz darauf, dass wir als Bio-Großhan-
delsbetrieb den bundesweit ersten Ab-
schluss in der diesjährigen Tarifrunde 
hinbekommen haben. 

I N T E R V I E W :  G U D R U N  G I E S E

»Der Pharmahandel ist ein gutes 
Geschäft, nur nicht für die Beschäftig-
ten«, hieß es in einer ver.di-Mitteilung 
zum Warnstreik. Während die Umsät-
ze im letzten Jahr bis zu fünf Prozent 
stiegen, sollten die Beschäftigten leer 
ausgehen. Die meisten verdienten in 
Vollzeit etwa 2.435 Euro brutto mo-
natlich und könnten davon kaum den 
Lebensunterhalt finanzieren. Dabei 
hätten diese Beschäftigten in der Pan-
demie etwa bei den Impfstofflieferun-
gen außergewöhnliches Engagement 
gezeigt. »Auch in diesem Jahr muss es 
deutliche tabellenwirksame Erhöhun-
gen geben. Je früher desto besser, denn 
die Preise ziehen seit Jahresbeginn 
wieder kräftig an«, sagte Franziska 
Foullong, die ver.di-Verhandlungsfüh-
rerin für Berlin und Brandenburg. Beim 
Lieferdienst für Tiefkühlkost Bofrost 
streikten Beschäftigte dafür, überhaupt 
nach den Flächentarifverträgen bezahlt 
zu  werden.   G G

ver.di


genehmigung für Ladenöffnungen am 
Sonntag sei ein »Bezug zu prägenden 
Anlässen (wie z.B. ein Fest oder eine 
Messe)« weiterhin unbedingt erforder-
lich. Jede Lockerung des Sonntagsschut-
zes heize nur den Verdrängungswett-
bewerb weiter an und verschlechtere 
die Arbeitsbedingungen – und damit 
auch das Leben – der Beschäftigten und 
wird von der Linken abgelehnt.

 A N D R E A S  H A M A N N

Tarifsystems beigetragen haben. Die 
Zurückdrängung prekärer Beschäftigung 
sei deshalb die eine wichtige Ebene der 
Auseinandersetzung. Die andere: Die 
Erleichterung von Allgemeinverbindlich-
keitserklärungen durch gesetzliche 
Reformen.

Denn aktuell führen hohe Hürden 
dazu, dass die wenigsten Tarifverträge 
für allgemeinverbindlich erklärt werden. 
Das sei 2020 für gerade mal 24 Verein-
barungen beschlossen worden, was nur 
1,1 Prozent aller neu geschlossenen 
Branchentarifverträge entspricht, rech-
nete der Leiter des WSI-Tarifarchivs in 
der Hans-Böckler-Stiftung, Thorsten 
Schulten, vor. Zum Beispiel in den Nie-
derlanden sei hingegen jeder zweite 
Flächentarifvertrag allgemeinverbindlich. 
Behindert werde die Allgemeinverbind-
lichkeit unter anderem dadurch, dass 
die Arbeitgeberverbände über eine 
»doppelte Vetoposition« verfügten, 
analysierte Schulten. Zum einen könn-
ten Anträge von den Tarifparteien einer 
Branche nur gemeinsam eingebracht 

traglichem 
Schutz ha-

ben: Sie be-
kommen bis 

zu elf Pro-
zent mehr 

Lohn, haben 
jährlich bis zu 

acht Urlaubstage 
mehr und arbeiten im 

Durchschnitt eine Wochenstunde we-
niger als ihre Kolleginnen und Kollegen 
in tariflosen Betrieben. 

Der ver.di-Vorsitzende Frank Werne-
ke beklagte den anhaltenden Rückgang 
der Tarifbindung, von der nur noch 
etwa die Hälfte aller Beschäftigten pro-
fitiert. Im Handel sind es laut aktuellen 
Zahlen des Instituts für Arbeitsmarkt 
und Berufsforschung lediglich noch 
knapp 30 Prozent. Einen Grund dafür 
sieht Werneke in der politisch gewoll-
ten Ausweitung von Leiharbeit, Werk-
verträgen und befristeten Arbeitsver-
trägen, die zur Schwächung der Beleg-
schaften und damit zur Erosion des 

werden, zum anderen müsse die Ar-
beitgeberseite diesen im Tarifausschuss 
zustimmen. Da die Verbände »eine zum 
Teil ideologisch motivierte restriktive 
Grundhaltung« gegen die Allgemein-
verbindlichkeit an den Tag legten, wer-
de diese nur sehr selten beschlossen.

Vetomöglichkeit der
Arbeitgeber abschaffen

 Doch der Wissenschaftler sieht dafür 
noch einen weiteren Grund: Die OT-Mit-
gliedschaft – also die Möglichkeit für 
Unternehmen, dem Verband ohne Ta-
rifbindung beizutreten. »Das ist ein 
Organisationsprinzip, dass dem Gedan-
ken der Allgemeinverbindlichkeit dia-
metral entgegensteht«, so Schulten. Im 
Bereich der Metallindustrie habe inzwi-
schen die Mehrheit der organisierten 
Firmen keine Tarifbindung. Die Handels-
verbände veröffentlichten keine Zahlen 
hierzu, der Anteil dürfte bei ihnen aber 
noch größer sein, vermutet der Politik-
wissenschaftler.
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Dem Lohndumping im Handel einen 
Riegel vorschieben – mit allgemein-

verbindlichen Tarifverträgen. Diese 
Forderung hat ver.di bei einem öffent-
lichen Symposium Anfang Septem-
ber bekräftigt. »Die Möglichkeit 
der Allgemeinverbindlichkeitser-
klärung (AVE) darf nicht länger ein 
stumpfes Schwert bleiben«, for-
derte ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Stefanie Nutzenberger. 
Sie sei ein wichtiges Instru-
ment, dem Problem von Nied-
riglöhnen und Altersarmut in 
der Branche beizukommen. 

Den Arbeitgeberverbänden, die die 
Allgemeinverbindlichkeit seit Jahren 
kategorisch ablehnen, schrieb die Ge-
werkschafterin ins Stammbuch, sich 
damit »schützend vor Amazon und 
andere Unternehmen zu stellen«, die 
sich durch die Vermeidung von Tarif-
verträgen einen »unsauberen Wettbe-
werbsvorteil« verschafften. Die Folgen 
hätten die Beschäftigten zu tragen, aber 
auch die Steuerzahler, die in Form von 
Aufstockungsleistungen dafür zahlen 
müssten, »dass Einzelne sich die Taschen 
vollstecken«. 

Der Vorsitzende des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, Jörg Hoffmann, 
stellte in einem Grußwort heraus, wel-
che Vorteile Beschäftigte mit tarifver-

  AVE im öffentlichen 
  Interesse

Er verwies auf eine Bundesratsinitiati-
ve der Länder Bremen, Berlin und Thü-
ringen, die die Vetomöglichkeit der Ar-
beitgeberverbände gegen Allgemeinver-
bindlichkeitserklärungen beseitigen und 
deren stabilisierende Wirkung auf das 
Tarifsystem als »in öffentlichem Interes-
se« definieren wollte. Doch die Initiative 
scheiterte an mangelnder Unterstützung 
in der Länderkammer. In der nächsten 
Legislaturperiode könnte ein neuer An-
lauf durchaus erfolgversprechend sein 
– zumindest gemessen an den Reaktio-
nen der beim Symposium anwesenden 
Abgeordneten. Die Vertreterinnen von 
SPD, Linke und Grüne sprachen sich 
deutlich für die erleichterte Allgemein-
verbindlichkeit aus und auch der Vorsit-
zende der Arbeitnehmergruppe in der 
Unionsfraktion, Uwe Schummer, zeigte 
sich dafür offen. Lediglich der FDP-Poli-
tiker Carl-Julius Cronenberg sah keinen 
Änderungsbedarf.

Stefanie Nutzenberger, die im ver.di- 
Bundesvorstand für den Handel zustän-
dig ist, betonte in ihrem Schlusswort, 
die Erleichterung der Allgemeinverbind-
lichkeit müsse unabhängig von der 
Zusammensetzung der neuen Regierung 
rasch angegangen werden. Die Gewerk-
schaft werde dafür auch nach der Wahl 
weiter Druck machen.
  D A N I E L  B E H R U Z I

F Ü R  A L L G E M E I N V E R B I N D L I C H E  T A R I F V E R T R Ä G E ,  G E G E N  L O H N D U M P I N G  I M  H A N D E L

Klare Botschaften an die Unternehmen in der Tarifrunde 2021: Streikende Beschäftigte in Dortmund und im bayrischen Anzing FOTOS: DIETRICH HACKENBERG, HUBERT THIERMEYER
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Unfreiwillige Teilzeit bei untertarif-
licher Entlohnung – so sieht die 

Realität für viele Beschäftigte im Einzel- 
und Versandhandel aus. Kein Wunder, 
dass sich junge Schulabsolvent*innen 
nicht gerade um einen Ausbildungsplatz 
in dieser Branche reißen. Auch in der 
Ausbildung selbst muss sich vieles än-
dern, meinen ver.di-Aktive und werben 
an Berufsschulen bei Infotouren unter 
Auszubildenden wieder darum, sich zu 
beteiligen und gewerkschaftlich zu or-
ganisieren. 

»Wer gute Auszubildende haben 
möchte, sollte zunächst gute Bedingun-
gen bieten und den Nachwuchs nicht 
als billige Hilfskräfte einsetzen«, sagt 
Daniel Nikolovic, der im ver.di-Bundes-
fachbereich Handel für die Jugend zu-
ständig ist. Während der Handelsverband 
Deutschland (HDE) Anfang August Un-
verständnis äußerte, dass noch knapp 
30.000 Ausbildungsstellen für Kaufleu-
te im Einzelhandel sowie für Verkäu-
fer*innen unbesetzt waren, weist ver.di 
auf die vielen Schwachstellen hin. »Aus-
zubildende im Handel werden zu Arbei-
ten eingesetzt, die nichts mit der Aus-
bildung zu tun haben. Oft fehlt es an 
einem Ausbilder, der sich verbindlich um 

den Nachwuchs kümmert«, so Daniel 
Nikolovic. Und schließlich sei die Vergü-
tung der Auszubildenden oft zu gering. 
Sie reiche nicht für den Lebensunterhalt.

In etlichen ver.di-Landesbezirken sind 
derzeit wieder spezielle Teams auf Berufs-
schultour und informieren dort die Aus-
zubildenden der Handelsberufe über ihre 
Rechte und Pflichten, über Tarifverträge 
und erklären, wie wichtig es ist, dass sie 
ver.di-Mitglied werden und sich aktiv be-
teiligen. »Ich war im August in München 
mit unterwegs und konnte feststellen, 

dass das Angebot des gut eingespielten 
Teams aus aktiven Betriebsräten und eh-
renamtlichen Aktiven der ver.di Jugend 
gut ankam«, sagt Daniel Nikolovic. 

Die Auszubildenden belaste die feh-
lende Planungssicherheit, weil sie oft 
nicht wissen, ob sie nach Abschluss ih-
rer Ausbildung übernommen werden. 
»ver.di fordert deshalb schon lange eine 
Übernahmegarantie für die Auszubilden-
den, damit sie nicht erst als billige Ar-
beitskräfte ausgenutzt und dann im 
Regen stehen gelassen werden.«  G G

U N T E R N E H M E N S V E R B Ä N D E  D E S  H A N D E L S  S I N D  I N  D E R  P F L I C H T 

Gute Ausbildung ist kein Selbstläufer

F O R T S E T Z U N G  V O N  S E I T E  1

Sie ist Mitglied im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales und spricht sich unter  
anderem  dagegen aus, dass mit einer 
Gesetzesnovelle der für Sonntagsöff-
nungen notwendige Anlassbezug ge-
kippt werden soll. Auch im nächsten 
Bundestag werde es für ein solches 
Ansinnen keine Unterstützung der SPD 
geben. 

Fragen zum Sonntagsschutz

Bündnis 90/Die Grünen verweigern 
einer solchen vom HDE geforderten 
Grundgesetzänderung ebenfalls ihre 
Zustimmung, wie sie gegenüber der 
Sonntagsallianz erklärten. »Wir Grüne 
halten am arbeitsfreien Sonntag fest«, 
stellen sie fest. Eine Beschäftigung an 
Sonn- und Feiertagen nur in Ausnah-
mefällen und in bestimmten Branchen, 
wie sie das Arbeitszeitgesetz regelt, wird 
befürwortet. Ebenso die Möglichkeit 
der Bundesländer, durch Rechtsverord-
nungen Ausnahmen vom Sonntags-
schutz vorzunehmen. 

Die Linke erteilt Forderungen nach 
Ausweitung der Öffnungszeiten und 
anlasslosen Sonntagsöffnungen eine 
klare Absage. »Was die Beschäftigten 
im Einzelhandel tatsächlich brauchen, 
sind allgemeinverbindliche Tarifverträ-
ge«, wird betont. Bei der Ausnahme-

Mit Beginn des Ausbildungsjahres startet im Handel eine Son-
deraktion der ver.di-Jugend im Handel und der GUV/Fakulta, 
einer Unterstützungseinrichtung der DGB-Gewerkschaften. 
Wer bis zum 28. Februar 2022 gleichzeitig Mitglied in der GUV/
Fakulta und der ver.di wird, erhält als Willkommensgeschenk 
hochwertige Earbuds (www.jetzt-beitreten.de/042). 

Die GUV/Fakulta springt ein, wenn im Beruf etwas schief-
gelaufen ist und der oder die Beschäftigte für den entstandenen 
Schaden zahlen soll. Das gilt natürlich auch für Auszubildende. 
Ob Verlust des Dienstschlüssels oder ein durch Unvorsichtig-
keit hervorgerufener Schaden an einem Fahrzeug des Betriebs 
– die GUV/Fakulta unterstützt finanziell. 

Der Beitrag (nur für Mitglieder einer DGB-Gewerkschaft) 
beträgt nur 21,- Euro pro Jahr. 
Mehr Informationen: www.guv-fakulta.de

handel.verdi.de/themen/ladenschluss-
freier-sonntag

ver.di
http://www.guv-fakulta.de
http://handel.verdi.de/themen/ladenschluss-freier-sonntag
http://handel.verdi.de/themen/ladenschluss-freier-sonntag

